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Dokumente des Bischofs 
 

Nr. 71 Beschluss 1/ 2022 der Regional-
KODA Nord-Ost vom 24.02.2022 

 
In der Sitzung am 24.02.2022 per Videokonferenz hat 
die Regional-KODA Nord-Ost Folgendes 
beschlossen: 
 
Änderung der DVO zum 01.04.2022: 
 
1. 
In den Fußnoten zu § 6 Absatz 6a und § 24 Absatz 6a 
der DVO werden die Datumsangaben „31.März 2022“ 
jeweils geändert in „31. Dezember 2022“. 
 
2. 
In § 39 Absatz 6 DVO wird die Angabe „1. Januar 
2022“ durch die Angabe „1. April 2022“ ersetzt. 
 
3. Inkrafttreten 
Die in den Ziffern 1 und 2 benannten Änderungen der 
DVO treten zum 1. April 2022 in Kraft. 
 
Magdeburg, den 24.05.2022 
 
+ Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 

 
Nr. 72 Dekret über die Profanierung der 

Kirche St. Johannes Baptist in 
Harzgerode 

 
Bischof Dr. Gerhard Feige hat per Dekret vom 3. Mai 
2022 die Kirche St. Johannes Baptist in Harzgerode, 

Alexisbader Str. 6 profaniert. Der letzte Gottesdienst 
wird am 23. Juni 2022 gefeiert. 
 

Nr. 73 Kirchensteuerbeschluss für das 
Bistum Magdeburg (Land 
Brandenburg) [ab 01.01.2022] 

 
1. Der Vomhundertsatz der Diözesankirchensteuer 
wird auf 9 v. H. der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 
Kapitalertragsteuer) für das Kalenderjahr (Steuerjahr) 
für das Bistum Magdeburg (Anteil Land Brandenburg) 
festgesetzt, höchstens jedoch 3,0 v.H. des zu 
versteuernden Einkommens.  
Gehört der Ehegatte oder Lebenspartner eines 
Kirchensteuerpflichtigen keiner kirchensteuerer-
hebenden Körperschaft an und werden die Ehegatten 
oder Lebenspartner zur Einkommensteuer 
zusammenveranlagt, so beträgt die Kirchensteuer des 
kirchensteuerpflichtigen Ehegatten oder Lebens-
partners höchstens 3,0 v.H. seines Anteils am 
gemeinsam zu versteuernden Einkommen. 
Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Lohnsteuer 
oder als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, 
unterliegt diese Kirchensteuer nicht der Kappung. 
Dies gilt auch für die Kirchensteuer, die auf die nach  
§ 32d Abs. 3 und 4 i.V.m. Abs. 1 Einkommen-
steuergesetz (EStG) ermittelte Einkommensteuer 
erhoben wird.  
 
2. Vor der Berechnung der Kirchensteuer sind die 
Einkommensteuer und die Lohnsteuer als 
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe des § 51a 
Einkommensteuergesetz (EStG) zu ermitteln. Dies gilt 
entsprechend bei der Ermittlung der maßgebenden 
Bemessungsgrundlage für die Kappung und für das 
besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 
oder Lebenspartnerschaft sowie zur Aufteilung der 
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Bemessungsgrundlage in glaubensverschiedenen 
Ehen oder Lebenspartnerschaften. Bei der Ermittlung 
und Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur 
Kapitalertragsteuer ist § 51a Abs. 2b bis 2e EStG 
anzuwenden. 
 
3. Das besondere Kirchgeld in glaubensver-
schiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft bemisst 
sich nach folgender Tabelle: 
 

 
  
Es ist eine Vergleichsrechnung zwischen der 
Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in 
glaubensverschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft 
durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt 
wird. In den Vergleich ist die Kirchensteuer vom 
Einkommen nicht einzubeziehen, soweit sie auf der 
Einkommensteuer nach dem besonderen Steuertarif  
§ 32d EStG beruht. Die Kirchensteuer auf die 
Einkommensteuer nach dem besonderen Steuertarif 
des § 32d EStG ist zusätzlich zum besonderen 
Kirchgeld zu erheben. 
 
4. Bemessung der Kirchensteuer bei sonstigen 
Bezügen und bei Pauschalierung der Lohnsteuer 
 
a) Wird die Lohnsteuer nach festen oder besonderen 
Pauschalsätzen nach den § 40, 40a, 40b EStG 
erhoben, so beträgt die Kirchensteuer 5 v. H. der 
pauschalen Lohnsteuer.  
 
b) Weist der Arbeitgeber in Fällen der Pauschalierung 
der Lohnsteuer nach, dass einzelne Arbeitnehmer 
keiner kirchensteuererhebenden Körperschaft 
angehören, so ist insoweit Kirchensteuer nicht zu 
erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer beträgt die 
Kirchensteuer 9 v. H. der pauschalen Lohnsteuer.  
 
c) Die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer erfolgt 

im Land Brandenburg zu 70 vom Hundert zu Gunsten 
der evangelischen Kirche und zu 30 vom Hundert zu 
Gunsten der katholischen Kirche soweit der 
Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch 
Individualisierung der jeweils steuerberechtigten 
Kirche zuordnet. 
 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft.  
 
Er behält seine Gültigkeit, bis ein neuer genehmigter 
Kirchensteuerbeschluss an seine Stelle tritt. 
 
Magdeburg, den 31.03.2022 
 
+ Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 74 Kirchensteuerordnung  
(Land Brandenburg) Kirchensteuer-
beschluss (ab 01.01.2021) 

 
Für den im Lande Brandenburg gelegenen Anteil des 
Bistums Magdeburg wird folgende Kirchensteuer-
ordnung erlassen:  
 
A. Kirchensteuerpflicht 
§ 1 
Im Bistum Magdeburg werden im Rahmen und in 
Anwendung der landesrechtlichen Bestimmungen 
Kirchensteuern nach den folgenden Vorschriften 
erhoben.  
§ 2 
(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle Angehörigen der 
römisch-katholischen Kirche (Katholiken), die im 
Bistum Magdeburg ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung haben.  
(2) Katholik im Sinne des Absatzes 1 ist jeder, der 
durch die Taufe in der römisch-katholischen Kirche 
oder durch Übertritt von einer anderen Kirche oder 
christlichen Religionsgemeinschaft oder nach 
empfangener Taufe durch Eintritt oder durch  
Wiederaufnahme der römisch-katholischen Kirche 
angehört und sich nicht nach den Bestimmungen des 
staatlichen Rechts von ihr losgesagt hat (aus der 
Kirche ausgetreten ist). Die Kirchensteuerpflicht wird 
durch kirchliche Maßnahmen, welche die kirchlichen 
Rechte von Steuerpflichtigen einschränken oder 
aufheben, nicht berührt.  
 
B. Diözesankirchensteuer 
§ 3 
(1) Zur Deckung des Finanzbedarfs der 
Kirchengemeinden, der Kirchengemeindeverbände, 
des Bistums Magdeburg, des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands, der kirchlichen oder 
katholischen Werke und Einrichtungen, des 
überdiözesanen Finanzbedarfs, karitativer, weltkirchli-
cher sowie sonstiger kirchlicher Zwecke wird eine 
Diözesankirchensteuer erhoben. 
(2) Die Diözesankirchensteuer wird nach den jeweils 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen einzeln oder 
nebeneinander erhoben als  
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a) Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, 
Kapitalertragsteuer),  
b) Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener 
Ehe oder Lebenspartnerschaft.  
(3) Der Hebesatz (Vomhundertsatz) der Diözesan-
kirchensteuer wird vom Kirchensteuerrat des Bistums 
Magdeburg und vom Bischof gemäß der Satzung des 
Kirchensteuerrates des Bistums Magdeburg 
festgesetzt (Kirchensteuerbeschluss). Für die 
Kirchensteuer vom Einkommen können im Kirchen-
steuerbeschluss ein Mindestbetrag und eine 
Höchstbegrenzung bestimmt werden. Das Kirchgeld 
in glaubensverschiedener Ehe oder Lebens-
partnerschaft (Abs. 2 b) wird nach Maßgabe einer 
Tabelle erhoben, die einen Bestandteil des 
Kirchensteuerbeschlusses bildet.  
(4) Der Kirchensteuerbeschluss wird nach 
Anerkennung durch die Staatsbehörde im Amtsblatt 
des Bistums Magdeburg veröffentlicht. Liegt zu 
Beginn eines Steuerjahres kein anerkannter 
Steuerbeschluss vor, gilt der bisherige bis zur 
Anerkennung eines neuen weiter.  
(5) Die kirchlichen Behörden haben die Aufnahme 
oder Wiederaufnahme der in die römisch-katholische 
Kirche Aufgenommenen oder Wiederaufgenommenen 
den zuständigen staatlichen und kommunalen 
Behörden mitzuteilen.  
§ 4 
(1) Werden Ehegatten oder Lebenspartner zur Steuer 
vom Einkommen zusammenveranlagt, so kann in den 
Fällen, in denen ein Ehegatte oder Lebenspartner 
nicht kirchensteuerpflichtig ist, von dem Kirchen-
mitglied ein gestaffeltes Kirchgeld in glaubens-
verschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft erhoben 
werden, das nach dem Lebensführungsaufwand des 
Kirchenmitgliedes bemessen wird.  
(2) Das besondere Kirchgeld in glaubens-
verschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaften 
bemisst sich nach einer besonderen Tabelle, die 
einen Bestandteil des Kirchensteuerbeschlusses 
bildet.  
§ 5 
Das Aufkommen an Diözesankirchensteuer wird 
entsprechend des Haushaltsplanes des Bistums 
Magdeburg auf die Bischöfliche Verwaltung, die 
Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände 
sowie auf die sonstigen Zwecke im Sinne von § 3 
Abs. 1 aufgeteilt.  
 
C. Ortskirchensteuer 
§ 6 
(1) Die Kirchengemeinden des Bistums Magdeburg 
sind berechtigt, von den Katholiken, die der 
Kirchengemeinde durch Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt angehören, Ortskirchensteuer zu erheben. 
Von dieser Erhebung soll Gebrauch gemacht werden, 
soweit die Zuweisungen aus Diözesankirchensteuern 
und die sonstigen Einnahmen zur Deckung des 
ortskirchlichen Finanzbedarfs nicht ausreichen.  
(2) Bestehen in einer Kommunalgemeinde mehrere 
Kirchengemeinden, so soll eine  Ortskirchensteuer in 
gleicher Höhe für die einzelnen Kirchengemeinden 
festgesetzt werden.  
 

§ 7 
Die Ortskirchensteuer kann gestaffelt oder als 
Festbetrag erhoben werden.  
§ 8 
(1) Art und Höhe der Ortskirchensteuer  werden durch 
Beschluss des Kirchenvorstandes festgesetzt. Aus 
dem Ortskirchensteuerbeschluss sollen - soweit 
erforderlich - der Kirchensteuermaßstab 
(Bemessungsgrundlage), die Kirchensteuertabelle 
und der Fälligkeitstermin hervorgehen. Der 
Ortskirchensteuerbeschluss bedarf der Genehmigung 
des Bischöflichen Ordinariates und der Anerkennung 
der zuständigen staatlichen Behörde. Er bleibt 
solange in Kraft, bis er durch einen neuen Beschluss 
ersetzt wird, längstens jedoch bis zum 30. Juni des 
nächsten Steuerjahres. Das Bischöfliche Ordinariat 
kann an Stelle der Erteilung von Einzelgeneh-
migungen die Ortskirchensteuerbeschlüsse aller 
Kirchengemeinden, die sich im Rahmen allgemein 
genehmigter Sätze bewegen, durch Bekanntmachung 
im Amtsblatt des Bistums Magdeburg allgemein 
genehmigen.  
(2) Der genehmigte Ortskirchensteuerbeschluss ist in 
ortsüblicher Weise bekanntzumachen.  
 
D. Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer 
§ 9 
Die Festsetzung und Erhebung der Diözesan-
kirchensteuer erfolgt durch die staatliche Finanz-
verwaltung. Die Ortskirchensteuern werden von den 
Kirchengemeinden oder Kirchengemeindeverbänden 
oder in deren Auftrag durch kirchliche Verwaltungs-
stellen festgesetzt und erhoben.  
§ 10 
(1) Die Ortskirchensteuer wird von allen Mitgliedern 
der Kirchengemeinden erhoben, die bei Beginn des 
Kalenderjahres das 18. Lebensjahr vollendet und 
eigene Einkünfte oder Bezüge haben. Unterhalt bei 
Tätigkeit im Haushalt oder im Betriebe dessen, der 
den Unterhalt gewährt, gilt als eigenes Einkommen. 
Dies gilt nicht für Ehegatten oder Lebenspartner ohne 
eigenes Einkommen.  
(2) Der Kreis der Steuerpflichtigen kann von der 
Kirchengemeinde enger als in Abs. 1 vorgesehen 
gefasst werden.  
(3) Empfänger von Sozialhilfe (gemäß §§ 27 bis 40 
des SGB XII) sind von der Entrichtung der 
Ortskirchensteuer befreit.  
(4) Ehegatten oder Lebenspartner werden jeder für 
sich nach der in ihrer jeweiligen Person gegebenen 
Bemessungsgrundlage zur Ortskirchensteuer 
veranlagt.  
(5) Die Ortskirchensteuer wird durch einen 
schriftlichen Bescheid angefordert.  
§ 11 
Bei Erhebung einer gestaffelten Ortskirchensteuer 
müssen die Grundsätze für die Staffelung in dem  
Beschluss über die Ortskirchensteuer so angegeben 
werden, dass jeder Steuerpflichtige die Höhe seiner 
Kirchensteuer nachprüfen kann.  
§ 12 
(1) Bei mehrfachem Wohnsitz ist für die Erhebung der 
Ortskirchensteuer bei Verheirateten oder Lebens-
partnern diejenige Kirchengemeinde zuständig in 
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deren Bereich die Familie wohnt, bei Ledigen 
diejenige Kirchengemeinde, von der aus der 
Steuerpflichtige seiner Beschäftigung nachgeht. Im 
Zweifelsfall entscheidet das Bischöfliche  Ordinariat.  
(2) Wechselt ein Steuerpflichtiger während des Jahres 
seinen Wohnsitz, so steht die Ortskirchensteuer für 
das laufende Jahr derjenigen Kirchengemeinde zu, in 
deren Bereich der Steuerpflichtige am 1. April seinen 
Wohnsitz hatte.  
§ 13 
Die kirchlichen Behörden und die an der Veranlagung, 
Erhebung und Verwaltung der Kirchensteuer 
beteiligten Personen sind zur Wahrung des 
Steuergeheimnisses nach Maßgabe der staatlichen 
Vorschriften verpflichtet.  
 
E. Rechtsbehelfe 
§ 14 
Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer kann der 
Kirchensteuerpflichtige innerhalb eines Monats nach 
der Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides 
Widerspruch erheben.  
§ 15 
(1) Widersprüche gegen die Diözesankirchensteuer 
sind beim zuständigen Finanzamt einzulegen, dessen 
Verwaltungsakt angefochten wird.  
(2) Widersprüche gegen die Ortskirchensteuer sind 
beim veranlagenden Kirchenvorstand einzulegen. Der 
Kirchenvorstand legt die Widersprüche mit seiner 
Stellungnahme dem Bischöflichen Ordinariat vor, 
soweit er Widersprüchen gegen die Ortskirchensteuer 
nicht abhilft.  
(3) Die Einlegung des Widerspruchs hat für die 
Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer keine 
aufschiebende Wirkung.  
§ 16 
In den in § 15 Abs. 1 aufgeführten Fällen entscheidet 
über Widersprüche das zuständige Finanzamt nach 
Anhörung des Bischöflichen Ordinariates. 
§ 17 
Gegen die Widerspruchsentscheidung steht dem 
Steuerpflichtigen innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Widerspruchsbescheides die Klage 
beim Verwaltungsgericht zu.  
§ 18 
(1) Für die Stundung, den Erlass und die 
Niederschlagung sind bei der Diözesankirchensteuer 
das Bischöfliche Ordinariat, bei der Ortskirchensteuer 
der Kirchenvorstand zuständig.  
(2) Das Bischöfliche Ordinariat hat das Recht, die 
Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend 
festzusetzen.  
F. Schlussbestimmungen 
§ 19 
Sofern im Bistum Magdeburg Kirchengemeinde-
verbände gebildet werden, finden die für die 
Kirchengemeinden ergangenen Bestimmungen dieser 
Kirchensteuerordnung auf die Kirchengemeinde-
verbände sinngemäß Anwendung. Die dem 
Kirchenvorstand zustehenden Befugnisse werden von 
dem Verbandsausschuss wahrgenommen.  
 
 
 

§ 20 
Die zur Durchführung dieser Kirchensteuerordnung 
erforderlichen Bestimmungen werden von dem 
Bischöflichen Ordinariat erlassen.  
§ 21 
Diese Kirchensteuerordnung tritt am 1. Januar 2021 in 
Kraft. Etwaige entgegenstehende Vorschriften treten 
zum gleichen Termin außer Kraft.  
Die Kirchensteuerordnung wird im Amtsblatt des 
Bistums Magdeburg veröffentlicht.  
§ 21a 
Die Regelungen dieser Kirchensteuerordnung zu 
Lebenspartnern, Lebenspartnerschaften und dem 
besonderen Kirchgeld in glaubensverschiedener 
Lebenspartnerschaft sind nach Maßgabe der 
landesgesetzlichen Vorschriften anzuwenden. 
 
Magdeburg, den 31.03.2022 
 
+ Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Nr. 75 Kirchensteuerbeschluss für das 
Bistum Magdeburg (Land 
Brandenburg) [ab 01.01.2021] 

 
1. Der Vomhundertsatz der Diözesankirchensteuer 
wird auf 9 v.H. der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 
Kapitalertragsteuer) für das Kalenderjahr (Steuerjahr) 
für das Bistum Magdeburg (Anteil Land Brandenburg) 
festgesetzt, höchstens jedoch 3,0 v.H. des zu 
versteuernden Einkommens.  
Gehört der Ehegatte oder Lebenspartner eines 
Kirchensteuerpflichtigen keiner kirchensteuer-
erhebenden Körperschaft an und werden die 
Ehegatten oder Lebenspartner zur Einkommensteuer 
zusammenveranlagt, so beträgt die Kirchensteuer des 
kirchensteuerpflichtigen Ehegatten oder Lebens-
partners höchstens 3,0 v.H. seines Anteils am 
gemeinsam zu versteuernden Einkommen. 
Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Lohnsteuer 
oder als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, 
unterliegt diese Kirchensteuer nicht der Kappung. 
Dies gilt auch für die Kirchensteuer, die auf die nach § 
32d Abs. 3 und 4 i.V.m. Abs. 1 Einkommen-
steuergesetz (EStG) ermittelte Einkommensteuer 
erhoben wird.  
2. Vor der Berechnung der Kirchensteuer sind die 
Einkommensteuer und die Lohnsteuer als 
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe des § 51a 
EStG zu ermitteln. Dies gilt entsprechend bei der 
Ermittlung der maßgebenden Bemessungsgrundlage 
für die Kappung und für das besondere Kirchgeld in 
glaubensverschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft 
sowie zur Aufteilung der Bemessungsrundlage in 
glaubensverschiedenen Ehen oder Lebenspartner-
schaften. Bei der Ermittlung und Erhebung der 
Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist 
§ 51a Abs. 2b bis 2e EStG anzuwenden. 
3. Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener 
Ehe oder Lebenspartnerschaft bemisst sich nach 
folgender Tabelle: 
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Es ist eine Vergleichsrechnung zwischen der 
Kirchensteuer vom Einkommen und dem Kirchgeld in 
glaubensverschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft 
durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt 
wird. In den Vergleich ist die Kirchensteuer vom 
Einkommen nicht einzubeziehen, soweit sie auf der 
Einkommensteuer nach dem besonderen Steuertarif  
§ 32d EStG beruht. Die Kirchensteuer auf die 
Einkommensteuer nach dem besonderen Steuertarif 
des § 32d EStG ist zusätzlich zum besonderen 
Kirchgeld zu erheben. 
4. Bemessung der Kirchensteuer bei sonstigen 
Bezügen und bei Pauschalierung der Lohnsteuer 
a) Wird die Lohnsteuer nach festen oder besonderen 
Pauschalsätzen nach den § 40, 40a, 40b EStG 
erhoben, so beträgt die Kirchensteuer 5 v. H. der 
pauschalen Lohnsteuer.  
b) Weist der Arbeitgeber in Fällen der Pauschalierung 
der Lohnsteuer nach, dass einzelne Arbeitnehmer 
keiner kirchensteuererhebenden Körperschaft 
angehören, so ist insoweit Kirchensteuer nicht zu 
erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer beträgt die 
Kirchensteuer 9 v. H. der pauschalen Lohnsteuer.  
c) Die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer erfolgt 
im Land Brandenburg zu 70 vom Hundert zu Gunsten 
der evangelischen Kirche und zu 30 vom Hundert zu 
Gunsten der katholischen Kirche 
soweit der Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch 
Individualisierung der jeweils steuerberechtigten 
Kirche zuordnet. 
Dieser Beschluss tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2021 in Kraft.  
Er behält seine Gültigkeit, bis ein neuer genehmigter 
Kirchensteuerbeschluss an seine Stelle tritt. 
 
Magdeburg, den 31.03.2022 
 
+ Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

 
 
 
 
 

Nr. 76 Ordnung für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker und 
sonstige Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst (Interventionsordnung) 

 
A. Einführung 
Präambel 
In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde und 
Integrität Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener haben sich die 
deutschen Bischöfe auf die folgende Ordnung 
verständigt. Sie entwickeln damit die Leitlinien von 
2002, 2010 und 2013 fort und berücksichtigen die 
Vorgaben, die die Kongregation für die Glaubenslehre 
in ihrem Rundschreiben an die Bischofskonferenzen 
vom 3. Mai 2011 gemacht hat.  
Diese Ordnung gewährleistet ein einheitliches und 
rechtssicheres Vorgehen im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz. 
Das Leid der von sexuellem Missbrauch Betroffenen 
wird anerkannt. Betroffene haben Anspruch auf 
besondere Aufmerksamkeit und Hilfe. 
 
Sie müssen vor weiterer sexueller Gewalt geschützt 
werden. Betroffene und ihre Angehörigen sowie 
Nahestehende und Hinterbliebene sind bei der 
Aufarbeitung von Missbrauchserfahrungen zu 
unterstützen und zu begleiten. Sexueller Missbrauch, 
vor allem an Minderjährigen sowie an schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen, ist ein Verbrechen.  
Gerade wenn Beschäftigte im kirchlichen Dienst 
solche Taten begehen, erschüttert dies nicht selten 
bei den Betroffenen und ihren Angehörigen sowie 
Nahestehenden und Hinterbliebenen das 
Grundvertrauen in die Menschen und in Gott. Darüber 
hinaus besteht die Gefahr schwerer psychischer 
Schädigungen. Es ist die Pflicht der Täter, sich ihrer 
Verantwortung und den Konsequenzen ihrer Tat zu 
stellen.  
 
Grundsätzliches 
1. Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser 
Ordnung sind insbesondere 
- Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt, 
- Ordensangehörige, 
- Kirchenbeamte, 
- Arbeitnehmer, 
- zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen, 
- nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem 
Jugendfreiwilligendienstgesetz oder in vergleichbaren 
Diensten tätige Personen sowie Praktikanten,  
- Leiharbeitnehmer und sonstige bei Drittunternehmen 
angestellte Arbeitnehmer. 
 
Für Bischöfe und Kardinäle sowie für andere Kleriker, 
die vorübergehend eine Diözese leiten oder geleitet 
haben, gelten für während der Amtszeit begangene 
Taten besondere Bestimmungen sowohl hinsichtlich 
des Umgangs mit Verdachtsfällen auf sexuellen 
Missbrauch als auch hinsichtlich Handlungen und 
Unterlassungen, die darauf gerichtet sind, die 
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staatlichen oder kirchenrechtlichen Untersuchungen 
verwaltungsmäßiger oder strafrechtlicher Natur 
gegenüber einem Kleriker oder einer Ordensperson 
bezüglich Vergehen des sexuellen Missbrauchs zu 
beeinflussen oder zu umgehen.  
 
Für Arbeitnehmer im kirchlichen Dienst entfaltet diese 
Ordnung, soweit sie das Arbeitsverhältnis berührt, nur 
dann rechtliche Wirkung, wenn sie von den 
zuständigen arbeitsrechtlichen Kommissionen im 
Sinne des Artikel 7 Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
beschlossen worden ist. 
Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen 
Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sollen von der 
(Erz-)Diözese und vom Verband der Diözesen 
Deutschlands nur dann als förderungswürdig 
anerkannt werden, wenn sie entweder diese Ordnung 
verbindlich in ihr Statut übernommen haben oder 
wenn sie gleichwertige eigene Regelungen für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch erlassen haben. 
Die Änderung des Statuts bzw. die Vorlage von 
gleichwertigen eigenen Regelungen hat bis 
spätestens zum 30. Juni 2023 zu erfolgen. Die 
Gleichwertigkeit wird durch die Deutsche 
Bischofskonferenz festgestellt.  
 
2. Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen 
sowohl des kirchlichen wie auch des staatlichen 
Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne 
dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch 
nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und 
Grenzverletzungen. 
 
Die Ordnung bezieht sich somit 
a) auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des 
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches (StGB) 
sowie weitere sexualbezogene Straftaten, 
b) auf Handlungen nach can. 1398 § 1 CIC/2021 in 
Verbindung mit Art. 6 SST , nach can. 1398 § 2 
CIC/2021, nach can. 1385 CIC/2021 in Verbindung 
mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art. 4 § 1 n. 1 
SST in Verbindung mit can. 1384 CIC/2021, soweit 
sie an Minderjährigen oder an Personen, deren 
Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist, 
begangen werden, 
c) auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) VELM,  
d) unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalls auf Handlungen unterhalb der Schwelle der 
Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen 
sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden 
Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen eine sexualbezogene 
Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen 
Übergriff darstellen. 
 
Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangsweisen 
(innerhalb oder außerhalb des kirchlichen Dienstes) 
mit sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, die mit 
vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder 
gegen deren ausdrücklichen Willen erfolgen.  

Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, 
Durchführung und Geheimhaltung sexualisierter 
Gewalt. 
Alle Verantwortlichen haben beim Umgang mit Fällen 
sexuellen Missbrauchs im Sinne dieser Ordnung 
sowohl die kirchlichen als auch die staatlichen 
Rechtsvorschriften zu beachten. Dabei können sich 
unterschiedliche Betrachtungsweisen und 
Bewertungen ergeben (zum Beispiel bzgl. des Kreises 
der betroffenen Personen, des Alters des Betroffenen, 
der Verjährungsfrist). 
Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen sind die zum 
Zeitpunkt des Untersuchungsbeginns geltenden 
Verfahrensregeln, unabhängig davon, wie lange der 
sexuelle Missbrauch zurückliegt. 
 
3. Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne 
dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des  
§ 225 Abs. 1 StGB. Diesen Personen gegenüber 
tragen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine 
besondere Verantwortung, entweder weil sie ihrer 
Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder weil bei 
ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebe-
dürftigkeit eine besondere Gefährdung im Sinne 
dieser Ordnung besteht. 
Weiterhin sind darunter Personen zu verstehen, die 
einem besonderen Macht- und/oder Abhängigkeits-
verhältnis unterworfen sind. Ein solches besonderes 
Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis kann auch 
im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder 
entstehen. 
 
B. Zuständigkeiten 
Ansprechpersonen und Einrichtung eines 
Beraterstabs 
4. Der Diözesanbischof beauftragt fachlich 
qualifizierte und persönlich geeignete Personen als 
Ansprechpersonen für Verdachtsfälle sexuellen 
Missbrauchs an Minderjährigen sowie an schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen durch Beschäftigte im 
kirchlichen Dienst.  
Die Beauftragung erfolgt für maximal drei Jahre und 
kann wiederholt werden. 
Es sollen mindestens zwei Personen, sowohl eine 
Frau als auch ein Mann benannt werden. 
Darüber hinaus soll mindestens eine nichtkirchliche 
Fachberatungsstelle als unabhängige Anlaufstelle 
benannt werden. 
 
5. Die beauftragten Ansprechpersonen sind von 
Weisungen unabhängig. Sie dürfen nicht in einem 
weisungsgebundenen  Beschäftigungsverhältnis zum 
Diözesanbischof stehen. 
 
6. Name, Kontaktdaten und Beruf der beauftragten 
Ansprechpersonen sowie die unabhängigen externen 
Anlaufstellen werden auf geeignete Weise bekannt 
gemacht, mindestens im Amtsblatt und auf der 
Internetseite der (Erz-)Diözese. 
 
7. Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen 
des Umgangs mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener einen ständigen Beraterstab ein. 
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Diesem gehören an: die beauftragten Ansprech-
personen, der diözesane Präventionsbeauftragte und 
Personen mit psychiatrisch-psychotherapeutischem, 
pastoralem, juristischem  sowie kirchenrechtlichem 
Sachverstand und fundierter fachlicher Erfahrung und 
Kompetenz in der Arbeit mit Betroffenen sexuellen 
Missbrauchs. 
Dem Beraterstab sollen auch von sexuellem 
Missbrauch Betroffene angehören. Ihm können auch 
Personen angehören, die im kirchlichen Dienst 
beschäftigt sind. 
Darüber hinaus ist eine externe Fachberatung 
hinzuzuziehen. 
Im Einzelfall können weitere fachlich geeignete 
Personen hinzugezogen werden.  
 
8. Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam 
einen interdiözesanen Beraterstab einrichten. 
 
9. Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt 
unberührt. 
 
Entgegennahme von Hinweisen und Information des 
Ordinarius 
10. Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen 
Hinweise auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
Sinne dieser Ordnung entgegen. 
 
11. Alle Beschäftigten im kirchlichen Dienst haben 
unverzüglich die zuständige Person der 
Leitungsebene der Institution, bei der sie beschäftigt 
sind, oder die beauftragten Ansprechpersonen über 
einen Verdacht auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 
dieser Ordnung, der ihnen im dienstlichen Kontext zur 
Kenntnis gelangt ist, zu informieren. 
Dasselbe gilt, wenn sie über die Einleitung oder das 
Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfahrens oder 
über eine erfolgte Verurteilung im dienstlichen Kontext 
Kenntnis erlangen. 
Wurde die Person der Leitungsebene informiert, gibt 
diese die Information unverzüglich an die beauftragte 
Ansprechperson weiter. 
Wenn Gefahr für Leib und Leben droht oder wenn 
weitere Betroffene tangiert sein könnten, besteht im 
Rahmen von seelsorglichen Gesprächen unter 
Wahrung der Bestimmungen über das 
Beichtgeheimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC ) die 
Pflicht zur Weiterleitung an die zuständige Person der 
Leitungsebene oder eine der beauftragten 
Ansprechpersonen. Hierbei sind die Bestimmungen 
des § 203 StGB zu beachten. Etwaige staatliche oder 
kirchliche Verschwiegenheitspflichten oder 
Mitteilungspflichten gegenüber kirchlichen oder 
staatlichen Stellen (z. B. (Landes)Jugendamt, 
Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten 
bleiben hiervon unberührt.  
 
12. Anonyme Hinweise oder Gerüchte sind dann zu 
beachten, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für 
Ermittlungen enthalten. 
 
13. Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person 

beschäftigt ist, wird unabhängig von den 
Plausibilitätsabwägungen von den beauftragten 
Ansprechpersonen bzw. von der zuständigen Person 
der Leitungsebene unverzüglich über den Verdacht 
auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 dieser Ordnung 
bzw. über die Einleitung oder das Ergebnis eines 
laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine 
erfolgte Verurteilung informiert. 
Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person 
beschäftigt ist, hat dafür Sorge zu tragen, dass andere 
sowohl über den Verdacht eines sexuellen 
Missbrauchs im Sinne dieser Ordnung als auch über 
die Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden 
Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte 
Verurteilung informiert werden, die für den 
Beschuldigten eine besondere Verantwortung tragen. 
Insbesondere ist bei Klerikern, die einer anderen 
Diözese oder einem anderen Inkardinationsverband 
angehören, der Inkardinationsordinarius, bei 
Ordensangehörigen der zuständige Höhere Ordens-
obere, bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern, die an 
anderer Stelle als dem Zuständigkeitsbereich ihres 
Anstellungsträgers eingesetzt sind, der 
Anstellungsträger und bei Ehrenamtlichen diejenige 
kirchliche Stelle, die als Auftraggeber anzusehen ist, 
zu informieren. 
 
Weiterleitung von Hinweisen an andere kirchliche 
Stellen sowie an nichtkirchliche Stellen 
14. Der dringende Verdacht auf einen sexuellen 
Missbrauch im Sinne dieser Ordnung darf nur durch 
den Ordinarius bzw. den Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem der Beschuldigte beschäftigt 
ist, durch einen Dritten nur im Einvernehmen mit 
diesen sowie nur dann an andere kirchliche oder 
nichtkirchliche Stellen weitergegeben werden, wenn 
dies im Einzelfall zum Schutz von Minderjährigen und 
schutz-  oder hilfebedürftigen Erwachsenen dringend 
geboten erscheint und der Schutz nicht auf andere 
Weise erreicht werden kann. Hiervon unberührt bleibt 
die Weitergabe von Hinweisen an die Strafverfol-
gungsbehörden (vgl. Nr. 33 ff.). 
 
Zuständigkeiten im weiteren Verlauf 
15. Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf 
Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius des 
Wohnsitzes des Beschuldigten (vgl. can. 1408 CIC) 
oder der Ortsordinarius des Ortes, an dem die Straftat 
begangen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) oder der 
Inkardinationsordinarius des Beschuldigten. Der 
erstinformierte Ordinarius trägt dafür Sorge, dass eine 
Entscheidung über die Zuständigkeit für das weitere 
Verfahren unverzüglich getroffen wird. 
 
16. Für Ordensangehörige, die im bischöflichen 
Auftrag tätig sind, ist der Diözesanbischof zuständig, 
der diesen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der 
Verantwortung des Höheren Ordensoberen. Soweit 
die Ordensangehörigen nicht mehr im bischöflichen 
Auftrag tätig sind, unterstützt der Diözesanbischof den 
Höheren Ordensoberen. 
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17. In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den 
jeweiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird 
dringend nahegelegt, den örtlich betroffenen 
Diözesanbischof über tatsächliche Anhaltspunkte für 
den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen in ihrem Verantwortungsbereich sowie 
über die eingeleiteten Schritte zu informieren (vgl. Nr. 
33). 
 
18. Bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern liegt die 
Zuständigkeit beim dienstrechtlich zuständigen 
Vorgesetzten, bei Ehrenamtlichen beim Auftraggeber. 
 
19. Bei verstorbenen Beschuldigten bzw. Tätern ist 
der jeweils letzte Dienstgeber bzw. Auftraggeber 
zuständig. Falls dieser nicht mehr existiert, ist dessen 
Rechtsnachfolger oder der Diözesanbischof  der 
Belegenheitsdiözese zuständig. 
 
C. Vorgehen nach Kenntnisnahme eines Hinweises 
20. Nach Kenntnisnahme eines Hinweises erfolgt eine 
erste Bewertung auf Plausibilität durch die 
beauftragten Ansprechpersonen. Dabei sowie im 
Rahmen des weiteren Vorgehens sind die 
Persönlichkeitsrechte aller Beteiligten, die besondere 
Schutzbedürftigkeit Minderjähriger und die 
Erfordernisse eines etwaigen Strafverfahrens zu 
berücksichtigen. 
Diese Plausibilitätsprüfung kann auch im Rahmen des 
Beraterstabs erfolgen.  
 
Gespräch mit dem Betroffenen  
21. Wenn ein Betroffener bzw. sein gesetzlicher 
Vertreter über einen sexuellen Missbrauch informieren 
möchte, vereinbart eine der beauftragten 
Ansprechpersonen ein Gespräch, in dem sie den 
Betroffenen zunächst über das mögliche weitere 
Verfahren, Hilfestellungen und Unterstützungs-
möglichkeiten informiert. Hierzu gehört insbesondere 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer externen 
Fachberatungsstelle, die anonym und unabhängig 
beraten kann. Falls dies gewünscht ist, kann danach 
oder in einem weiteren Gespräch das konkrete 
Vorbringen erörtert werden.  
Zu diesem Gespräch ist seitens der beauftragten 
Ansprechperson eine weitere Person hinzuzuziehen. 
Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter kann 
zu dem Gespräch eine Person des Vertrauens 
hinzuziehen. Hierauf ist ausdrücklich hinzuweisen. 
Der Betroffene ist zu Beginn des Gesprächs zu 
informieren, dass tatsächliche Anhaltspunkte nach 
den Vorschriften der Nrn. 33 und 34 in aller Regel den 
Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Behörden 
weiterzuleiten sind. 
Ebenso ist in geeigneter Weise auf die weiteren 
Verfahrensschritte hinzuweisen. 
 
22. Der Schutz aller Beteiligten vor öffentlicher 
Preisgabe von Informationen, die vertraulich gegeben 
werden, ist sicherzustellen: Dies betrifft insbesondere 
den Betroffenen, den Beschuldigten (vgl. auch Nr. 32) 
und die meldende Person. 
 

23. Das Gespräch, bei dem auch die Personalien 
aufzunehmen sind, wird protokolliert. Das Protokoll ist 
von dem Protokollführer und dem Betroffenen bzw. 
seinem gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. Eine 
Ausfertigung des Protokolls wird dem Betroffenen 
ausgehändigt. 
 
24. Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter 
wird zu einer eigenen Anzeige bei den 
Strafverfolgungsbehörden ermutigt. 
Bei Bedarf wird die dazu notwendige Unterstützung in 
angemessener Form gewährleistet. 
 
25. Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers wird über das Ergebnis des Gesprächs 
informiert. 
 
Anhörung des Beschuldigten 
26. Sofern die Aufklärung des Sachverhalts nicht 
gefährdet und die Ermittlungsarbeit der 
Strafverfolgungsbehörden nicht behindert werden, 
hört ein Vertreter oder Beauftragter des Ordinarius 
bzw. des Dienstgebers unter Hinzuziehung eines 
Juristen – eventuell in Anwesenheit der beauftragten 
Ansprechperson – den Beschuldigten zu den 
Vorwürfen an. Der Schutz des Betroffenen muss in 
jedem Fall sichergestellt sein, bevor das Gespräch 
stattfindet.  
Ist der Beschuldigte ein Kleriker und liegt wenigstens 
wahrscheinlich eine Straftat nach Nr. 2b) oder c) 
dieser Ordnung vor, erfolgt die Anhörung nicht 
unmittelbar nach Nrn. 26 bis 32, sondern nach 
Maßgabe der Nrn. 36 bis 39. 
 
27. Der Beschuldigte kann eine Person seines 
Vertrauens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt, 
hinzuziehen. Hierauf ist der Beschuldigte 
hinzuweisen. 
 
28. Der Beschuldigte wird über das Recht der 
Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 § 2 
CIC). Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie 
darauf hinzuweisen, dass sie unter allen Umständen 
verpflichtet sind, das Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. 
cann. 983 und 984 CIC ). 
 
29. Auf die Verpflichtung, tatsächliche Anhaltspunkte 
nach den Vorschriften der Nr. 33 den 
Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Behörden 
weiterzuleiten, ist hinzuweisen. Der Beschuldigte wird 
über die Möglichkeit zur Selbstanzeige bei den 
Strafverfolgungsbehörden informiert. 
30. Die Anhörung wird protokolliert. Das Protokoll 
sollte vom Protokollführer und dem Beschuldigten 
bzw. seinem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet 
werden. Sollte ein Einvernehmen nicht hergestellt 
werden können, besteht das Recht auf eine 
Gegendarstellung. Eine Ausfertigung des Protokolls 
wird dem Beschuldigten ausgehändigt.  
 
31. Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers wird über das Ergebnis der Anhörung 
informiert. 
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32. Auch dem Beschuldigten gegenüber besteht die 
Pflicht zur Fürsorge. Er steht – unbeschadet 
erforderlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum 
Erweis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung. 
Ist der Beschuldigte bereits verstorben, besteht 
weiterhin die Pflicht, seine Persönlichkeitsrechte zu 
wahren. 
 
Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafverfolgungs- 
und anderen zuständigen Behörden 
33. Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht einer Straftat nach dem 13. Abschnitt oder 
weiterer sexualbezogener Straftaten des 
Strafgesetzbuchs (StGB) an Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vorliegen, 
leitet ein Vertreter des Ordinarius bzw. des kirchlichen 
Rechtsträgers die Informationen an die staatliche 
Strafverfolgungsbehörde und, soweit rechtlich 
geboten, an andere zuständige Behörden, z. B. 
(Landes-)Jugendamt, Schulaufsicht, weiter. 
Rechtliche Verpflichtungen anderer kirchlicher Organe 
bleiben unberührt. 
 
34. Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an 
die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur ausnahms-
weise, wenn dies dem ausdrücklichen Willen des 
Betroffenen bzw. seinem gesetzlichen Vertreter 
entspricht und der Verzicht auf eine Mitteilung 
rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind die 
Strafverfolgungsbehörden einzuschalten, wenn 
weitere Gefährdungen zu befürchten sind oder 
weitere mutmaßliche Betroffene ein Interesse an der 
strafrechtlichen Verfolgung der Taten haben könnten. 
 
35. Die Gründe für das Absehen von einer 
Weiterleitung gemäß Nr. 34 bedürfen einer genauen 
Dokumentation durch die das Gespräch führende 
Ansprechperson. Die Dokumentation ist von dem 
Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter in 
Anwesenheit eines Mitarbeiters einer externen 
Fachberatungsstelle zu unterzeichnen. 
 
Kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß can. 1717 
§ 1 CIC 
36. Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine 
Straftat eines Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius 
gemäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine 
kirchenrechtliche Voruntersuchung ein und benennt 
den Voruntersuchungsführer. Der Voruntersuchungs-
führer führt die Anhörung des Beschuldigten unter 
Beachtung der Nrn. 26 bis 32 durch. Besteht die 
Gefahr, dass die Ermittlungsarbeit der 
Strafverfolgungsbehörden behindert wird, muss die 
kirchenrechtliche Voruntersuchung ausgesetzt 
werden. 
 
37. Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Vorunter-
suchung fasst der Voruntersuchungsführer in einem 
Bericht an den Ordinarius zusammen.  
Die Voruntersuchung wird mit einem Dekret 
abgeschlossen. 
Die Voruntersuchungsakten sind gemäß can. 1719 
CIC zu verwahren. 
 

38. Gemäß Art. 10 § 1 SST hat der Ordinarius oder 
Hierarch nach Abschluss der Voruntersuchung und 
unabhängig von ihrem Ergebnis die Pflicht, 
schnellstmöglich eine beglaubigte Kopie der 
entsprechenden Akten an die Kongregation für die 
Glaubenslehre zu senden. Diese Information 
geschieht unter Verwendung eines Formblattes der 
Kongregation, unter Übersendung einer Kopie der 
Voruntersuchungsakten und unter Beifügung eines 
Votums des Ordinarius sowie einer Stellungnahme 
des Beschuldigten. Allein Sache der Kongregation ist 
es zu entscheiden, wie weiter vorzugehen ist: ob sie 
gegebenenfalls die Verjährung aufhebt (Art. 8 § 3 
SST), ob sie die Sache an sich zieht (vgl. Art. 10 § 1 
SST), ob die Entscheidung mittels eines gerichtlichen 
(vgl. Art. 12–18 SST) oder eines außergerichtlichen 
Strafverfahrens auf dem Verwaltungswege (vgl. Art. 
19–25) getroffen werden soll (Art. 9 § 3 SST). 
 
39. Wenn im Falle eines Ordensangehörigen der 
zuständige Obere der Auffassung ist, dass gemäß 
can. 695 § 1 CIC eine Entlassung aus der 
Ordensgemeinschaft erforderlich sein kann, geht er 
gemäß can. 695 § 2 CIC vor. 
 
39a. Richtet sich der Vorwurf gegen einen anderen 
Gläubigen, der in der Kirche eine Würde bekleidet 
oder ein Amt oder eine Funktion ausübt, ist zusätzlich 
zu den in erster Linie zu ergreifenden Maßnahmen 
gemäß Nr. 40 und Nr. 50 eine kirchenrechtliche 
Voruntersuchung gemäß can. 1717 § 1 CIC durchzu-
führen. 
 
Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls 
40. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen vor, entscheidet der Ordinarius, Höhere 
Ordensobere bzw. der Dienstgeber über das weitere 
Vorgehen unter Berücksichtigung der kirchen-, 
arbeits-, dienst- und auftragsrechtlichen Bestim-
mungen. Die Verpflichtung zur Weiterleitung der 
Informationen an die Strafverfolgungsbehörden aus 
Nr. 33 bleibt hiervon unberührt. 
Im Falle von Klerikern kann der Ordinarius gemäß Art. 
10 § 2 SST konkrete, in can. 1722 CIC aufgeführte 
Maßnahmen verfügen (z. B. Freistellung vom Dienst; 
Fernhalten vom Dienstort bzw. Arbeitsplatz; 
Fernhalten von Tätigkeiten, bei denen Minderjährige 
gefährdet werden könnten). 
Im Falle von sonstigen Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst kann der Dienstgeber verfügen, dass die 
verdächtigte Person vorübergehend vom Dienst 
freigestellt wird, bis der Sachverhalt aufgeklärt ist. Er 
hat durch geeignete und angemessene Maßnahmen 
sicherzustellen, dass sich die behauptete Handlung 
nicht wiederholen kann. 
 
41. Soweit für den staatlichen Bereich darüber 
hinausgehende Regelungen gelten, finden diese 
entsprechende Anwendung. 
 
Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht 
aufgeklärten Fällen. 
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42. Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs 
nach staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, z. B. 
weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsächliche 
Anhaltspunkte bestehen, die die Annahme eines 
sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
rechtfertigen, haben sich die zuständigen kirchlichen 
Stellen selbst um Aufklärung zu bemühen.  
Ist der Beschuldigte verstorben, besteht für die 
zuständigen kirchlichen Stellen weiterhin die Pflicht 
zur Aufarbeitung. 
Die Nrn. 40 und 45 gelten entsprechend bei Klerikern 
bis zu einer Entscheidung der Kongregation für die 
Glaubenslehre. 
 
43. Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches 
Gutachten zum Beschuldigten und ggf. auch ein 
Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des 
Betroffenen eingeholt werden. 
Die Notwendigkeit der Einholung solcher Gutachten 
ist sorgfältig zu prüfen und zu dokumentieren. 
 
Maßnahmen im Falle einer fälschlichen 
Beschuldigung. 
 
44. Erweist sich eine Beschuldigung oder ein 
Verdacht im Falle eines Klerikers als unbegründet, ist 
dies durch den Ordinarius im Abschlussdekret der 
kirchenrechtlichen Voruntersuchung festzuhalten. 
Dieses Dekret ist zusammen mit den Unter-
suchungsakten gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.  
Im Falle eines anderen Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst ist die Unbegründetheit einer Beschuldigung 
oder eines Verdachts schriftlich festzuhalten.  
Stellt sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht nach 
gründlicher Prüfung als unbegründet heraus, so ist 
seitens des Ordinarius, des Höheren Ordensoberen, 
des Dienstgebers oder des Auftraggebers im 
Einvernehmen mit der entsprechenden Person alles 
zu tun, was die entsprechende Person rehabilitiert 
und schützt. 
 
D. Hilfen 
Informationspflicht gegenüber Betroffenen und Hilfen 
für Betroffene 
 
45. Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete 
Person benennt, unterrichtet er die beauftragte 
Ansprechperson über die beschlossenen Maßnahmen 
und den jeweiligen Stand der Umsetzung, damit diese 
den Betroffenen bzw. seinen gesetzlichen Vertreter 
davon in Kenntnis setzen kann. 
 
46. Dem Betroffenen, seinen Angehörigen, 
Nahestehenden und Hinterbliebenen werden Hilfen 
angeboten oder vermittelt. Die Hilfsangebote 
orientieren sich an dem jeweiligen Einzelfall. Zu den 
Hilfsangeboten gehören insbesondere seelsorgliche 
und therapeutische Hilfen. 
Wenn der Wunsch nach einem Gespräch mit einem 
Leitungsverantwortlichen besteht, ist dem Rechnung 
zu tragen. 
Es können auch Hilfen nichtkirchlicher Einrichtungen 
in Anspruch genommen werden. Diese Möglichkeit 

besteht auch bei Verjährung oder wenn der 
Beschuldigte verstorben ist. Unabhängig davon 
können Betroffene „Leistungen in Anerkennung des 
Leids, das Opfern sexuellen Missbrauchs zugefügt 
wurde“ beantragen. 
 
47. Für die Entscheidung zur Gewährung von 
konkreten Hilfen ist der Ordinarius zuständig, für 
selbständige kirchliche Einrichtungen deren 
Rechtsträger. 
 
48. Bei der Umsetzung der Hilfen für einen 
Betroffenen ist eng mit dem zuständigen Jugendamt 
oder anderen Fachstellen zusammenzuarbeiten. 
Hierfür stellt der Ordinarius diesen Stellen alle 
erforderlichen Informationen zur Verfügung. 
 
Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, 
Dekanate und Pfarreien. 
 
49. Die zuständigen Personen der betroffenen 
kirchlichen Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien 
werden von dem Ordinarius unter Wahrung der 
Rechte der Beteiligten über den Stand eines 
laufenden Verfahrens informiert. Sie und ihre 
Einrichtungen bzw. Dekanate und Pfarreien können 
Unterstützung erhalten, um die mit dem Verfahren 
und der Aufarbeitung zusammenhängenden 
Belastungen bewältigen zu können. 
 
E. Konsequenzen für den Täter 
50. Gegen im kirchlichen Dienst Beschäftigte, die 
Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene sexuell missbraucht haben oder bei 
denen tatsächliche Anhaltspunkte für einen sexuellen 
Missbrauch vorliegen, wird im Einklang mit den 
jeweiligen staatlichen und kirchlichen dienst-
rechtlichen Regelungen vorgegangen. 
 
51. Täter, die nach Nr. 2a), 2b) oder 2c) verurteilt 
wurden, werden nicht in der Arbeit mit Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
kirchlichen Bereich eingesetzt. 
Bei Tätern, bei denen nachgewiesene Handlungen 
nach Nr. 2d) vorliegen, wird im Einzelfall über den 
weiteren Einsatz entschieden. 
 
52. Der Einsatz eines Täters im Seelsorgedienst, der 
Handlungen nach den Nrn. 2a), 2b) oder 2c) 
begangen hat, ist grundsätzlich ausgeschlossen.  
Insbesondere unter Berücksichtigung der Schwere 
der Tat und der Folgen für den Betroffenen, kann im 
Ausnahmefall die Zuweisung eines Seelsorgedienstes 
allenfalls dann in Betracht gezogen werden, wenn der 
bestimmte Dienst keine Gefahr für Minderjährige oder 
schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene darstellt und 
der Einsatz kein Ärgernis hervorruft. Dem Betroffenen 
muss Gelegenheit gegeben werden, sich hierzu zu 
äußern.  
Zur Risikoabschätzung ist zudem ein forensisch-
psychiatrisches Gutachten einzuholen. 
Bei seiner Entscheidung wird der Ordinarius zudem 
berücksichtigen, ob eine aktive Verantwortungsüber-
nahme durch den Täter vorliegt. 
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Bei nachgewiesenen Handlungen nach Nr. 2d) kann 
ein Seelsorgedienst zugewiesen oder fortgesetzt 
werden, wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr für 
Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene darstellt und der Einsatz kein Ärgernis 
hervorruft. Dem Betroffenen muss Gelegenheit 
gegeben werden, sich hierzu zu äußern. Zur 
Risikoabschätzung kann zudem ein forensisch-
psychiatrisches Gutachten eingeholt werden. Bei 
seiner Entscheidung wird der Ordinarius zudem 
berücksichtigen, ob eine aktive 
Verantwortungsübernahme durch den Täter vorliegt.  
Bei diesen Maßnahmen ist es unerheblich, ob die Tat 
verjährt ist. 
Täter, bei denen eine behandelbare psychische 
Störung vorliegt, sollen sich einer Therapie 
unterziehen. 
 
53. Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, 
dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder 
Auflagen eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern 
auch für die Zeit des Ruhestands. 
 
54. Bei einem Mitglied einer Ordensgemeinschaft, bei 
dem ein Delikt des sexuellen Missbrauchs nach can. 
1398 § 2 CIC/2021 nachgewiesen ist, ist entspre-
chend Nr. 39 vorzugehen.  
 
55. Wechselt ein Täter, der Handlungen nach den 
Nrn. 2a), 2b) oder 2c) begangen hat, zu einem neuen 
Dienstgeber oder einem neuen Dienstvorgesetzten, 
wird dieser durch den bisherigen Dienstgeber bzw. 
Dienstvorgesetzten über die besondere Problematik 
und eventuelle Auflagen unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorschriften schriftlich informiert. Bei 
Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes eines 
Klerikers oder eines Ordensangehörigen in eine 
andere Diözese wird der Diözesanbischof bzw. der 
Ordensobere, in dessen Jurisdiktionsbereich der Täter 
sich künftig aufhält, entsprechend der vorstehenden 
Regelung in Kenntnis gesetzt. Gleiches gilt gegenüber 
einem neuen kirchlichen Dienstgeber bzw. 
Dienstvorgesetzten und auch dann, wenn der sexuelle 
Missbrauch nach Versetzung bzw. Verlegung des 
Wohnsitzes sowie nach dem Eintritt in den Ruhestand 
bekannt wird. 
Der Erhalt der Information ist durch den neuen 
Dienstgeber schriftlich zu bestätigen und 
entsprechend zu dokumentieren. Die informations-
pflichtige kirchliche Stelle hat den Nachweis über die 
erfolgte Information zu führen. 
Eine Informationspflicht in oben genanntem Sinne 
kann unter Wahrung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit im Einzelfall auch bestehen, 
wenn ein Beschäftigter Handlungen nach Nr. 2d) 
begangen hat.  
 
F. Öffentlichkeit 
56. Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des 
Persönlichkeitsschutzes der Beteiligten in 
angemessener Weise informiert. 
G. Vorgehen bei sexuellem Missbrauch Minder-
jähriger oder schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch ehrenamtlich tätige Personen 

57. Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch 
Minderjähriger oder schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch ehrenamtlich tätige Personen im 
kirchlichen Bereich gilt diese Ordnung bezüglich der 
notwendigen Verfahrensschritte, Hilfsangebote und 
sonstigen Konsequenzen entsprechend.  
Für die Weiterleitung von Informationen gelten die 
datenschutzrechtlichen Regelungen für die im 
kirchlichen Dienst Beschäftigten entsprechend. 
 
58. In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen gelten die Vorschriften des 
Bundeskinderschutzgesetzes und des 
Bundesteilhabegesetzes. Personen, die sexuellen 
Missbrauch an Minderjährigen oder schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen begangen haben, 
werden in der ehrenamtlichen Arbeit mit 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen im kirchlichen Bereich nicht eingesetzt 
(vgl. z. B. § 72a Abs. 4 SGB VIII). 
 
H. Datenschutz, Auskunft und Akteneinsicht 
59. Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung und 
Konkretisierung dieser Ordnung durch den 
Diözesanbischof erlassene Rechtsvorschriften auf 
personenbezogene Daten einschließlich deren 
Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den 
Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG) sowie der Anordnung über die 
Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen 
Kirche (Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern 
sie deren Datenschutzniveau nicht unterschreiten. Im 
Übrigen gelten das Gesetz über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG), die zu seiner Durchführung 
erlassene Ordnung (KDG-DVO) sowie die Kirchliche 
Archivordnung (KAO).  
 
60. Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen 
richten sich nach den jeweiligen Vorschriften über die 
Aufbewahrungsfristen für Personalakten, Vorunter-
suchungsakten etc. Für die Zeit der Aufbewahrung 
sind die Unterlagen vor unbefugten Zugriffen in 
besonderem Maße zu sichern.  
Im Übrigen ersetzt die ordnungsgemäße Archivierung 
von gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 Kirchliche 
Archivordnung (KAO) anzubietenden und zu 
übergebenden Unterlagen die nach dem KDG oder 
anderen kirchlichen oder staatlichen Rechts-
vorschriften erforderliche Löschung, wenn die 
Archivierung so erfolgt, dass Persönlichkeitsrechte 
des Betroffenen oder Dritter nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
61. An Verfahren nach dieser Ordnung beteiligte 
Personen haben Anspruch darauf, Auskunft über sie 
persönlich betreffende Informationen zu erhalten.  
Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte bestimmen sich 
nach den jeweils geltenden rechtlichen Vorschriften. 
 
I. Inkrafttreten und Geltungsdauer 
62. Die vorstehende Ordnung wird zum 01. Januar 
2020 in Kraft gesetzt. Diese Ordnung soll innerhalb 



 

40 

von fünf Jahren ab Inkrafttreten einer Evaluation 
unterzogen werden. 
 
62a. Die vom Ständigen Rat in seiner Sitzung am 24. 
Januar 2022 beschlossenen Änderungen im Titel, in 
den Nrn. 1, 2 b) und c), 11, 28, 38, 40 und 54, den 
Fußnoten 6, 7, 10 und 11 sowie den Ergänzungen in 
Nr. 39a dieser Ordnung werden zum 01. Juni 2022 in 
Kraft gesetzt. Zeitgleich treten die vom Ständigen Rat 
in seiner Sitzung am 18. November 2019 
beschlossenen Nrn. 1, 2 b) und c), 11, 28, 38, 40 und 
54 und Fußnoten 6, 7, 10 und 11 dieser Ordnung 
außer Kraft. Die Frist zur Evaluation innerhalb von 
fünf Jahren ab Inkrafttreten dieser Ordnung am  
1. Januar 2020 bleibt davon unberührt. 
 
Magdeburg, den 31.05.2022 
 
+ Dr. Gerhard Feige 
Bischof 
                 Anlage 
 

Mitteilungen des Bischöflichen Ordinariates 
 
Prozessbereich 2. Personaleinsatzplanung 
und Personalentwicklung 
 

Nr. 77 Entpflichtungen / Ernennungen / 
Beauftragungen 

 
Herr Pfarrer Christian Kobert wurde mit Wirkung vom 
1. Mai 2022 in das Kathedralkapitel des Bistums 
Magdeburg berufen und zugleich zum Residierenden 
Domkapitular ernannt. 
 
Frau Heike Brehmer wurde am 11. Mai 2022 für die 
Dauer von fünf Jahren zum Mitglied des Stiftungsrates 
des Familienerholungs- und Bildungswerkes  
St. Ursula berufen. 
 
Frau Monika Lazar wurde mit Wirkung zum 1. Juni 
2022 mit der Seelsorge für die Mitglieder und 
Interessenten der Deutschen Multiple Sklerose 
Gesellschaft (DMSG), Landesverband Sachsen-
Anhalt e.V., beauftragt.  
 

Nr. 78 Todesanzeige 
 
Am Fest Christi Himmelfahrt, den 26. Mai 2022, 
verstarb Domkapitular und Propst em. Josef Kuschel 
im Alter von 82 Jahren. Das Requiem wird am Freitag, 
3. Juni 2022, um 10:30 Uhr in der Kathedralkirche St. 
Sebastian in Magdeburg gefeiert. Anschließend findet 
die Beerdigung auf dem Kapitelfriedhof statt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Weitere kirchliche Nachrichten 
 
Nr. 79 Wahl des Vorstands Bonifatiuswerk 

im Bistum Magdeburg e.V. am 
04.05.2022 

 
Am 4. Mai 2022 fand die jährliche 
Mitgliederversammlung des Bonifatiuswerkes im 
Bistum Magdeburg e.V. statt. Auf dieser 
Versammlung wurde durch die Mitglieder ein neuer 
Vorstand wie folgt gewählt: 
 
Johannes Flüge, 
Regina Masur, 
Wolfgang Schmoock, 
Vikar Klemens Schubert. 
 
Als stellvertretende Vorsitzende wurde Frau Regina 
Masur gewählt. 
 

Nr. 80 Konstituierung des Beirats der 
Roncalli-Haus gGmbH am 25.05.2022 

 
Der Roncalli-Haus e.V. wurde durch einen 
Formwechsel zur Roncalli-Haus gGmbH umgestaltet. 
Am 25. Mai 2022 wurde in der konstituierenden 
Beiratssitzung vom Generalvikar Herrn Dr. Bernhard 
Scholz der Beirat als beratendes Organ der 
Gesellschaft installiert. Benannt sind als Vorsitzender 
Herr Dr. Reinhard Grütz, als stellvertretende 
Vorsitzende Frau Dr. Frederike Maier und Frau 
Christine Böckmann. 

 
 
 
 
Anlagen: 
 
Nr. 71 Beschluss 1/ 2022 der Regional-KODA 

Nord-Ost vom 24.02.2022 
Nr. 73 Kirchensteuerbeschluss für das Bistum 

Magdeburg (Land Brandenburg) [ab 
01.01.2022] 

Nr. 74 Kirchensteuerordnung (Land Brandenburg) 
Kirchensteuerbeschluss (ab 01.01.2021) 

Nr. 75 Kirchensteuerbeschluss für das Bistum 
Magdeburg (Land Brandenburg) [ab 
01.01.2021] 

Nr. 76 Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker 
und sonstige Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst (Interventionsordnung) 
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